


Angebotsformular

Ausschreibungsnummer: OV 1611-2026
Ausschreibung einer Rahmenvereinbarung über die Lieferung von Tischlerbedarfe (Holz)

	I. Persönliche Lage / Allgemeine Angaben

	1. 
	Bieter:in 
(genaue Firmenbezeichnung)
	[bookmark: Text1]     

	2. 
	Ansprechpartner:in
	          

	3. 
	Kontaktdaten
	Anschrift: 	          
Tel.-Nr.: 	          
E-Mail:		          
Homepage: 	          

	4. 
	Gründungsjahr der Gesellschaft
	          

	5. 
	Sitz der Gesellschaft
	          

	6. 
	Geschäftsführung*
	          

	7. 
	Hauptgesellschafter:innen (mehr als 25 % der Anteile der Stimmrechte)
	1.             
2.             
3.             

	8. 
	Das Unternehmen ist ein KMU?
	Ja ☐ (falls zutreffend, ankreuzen)

	II. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

	1. 
	Angaben zum Gesamtumsatz innerhalb der letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahre 
	           
(Zeitraum)
EUR             
(Gesamtumsatz)

	2. 
	Bestätigung, dass eine Betriebshaftpflichtversicherungs-deckung besteht (vgl. Ziff. 5.1.9 der Auftragsbekanntmachung)
	Erforderlicher Versicherungsschutz besteht?
Ja ☐ (falls zutreffend, ankreuzen)

	3. 
	Zahl der festangestellten Mitarbeiter:innen der letzten drei Jahre (2023-2025)
	      





	III. Sonstige Angaben

	1. 
	Umsatzsteuer-Identifikationsnummer**
	           

	2. 
	Handelsregister-Nummer, Ort
	           

	3. 
	Auszug aus dem Handelsregister (sofern einschlägig)
	Beigefügt ☐ (falls zutreffend, ankreuzen)

	*/** Datenschutzhinweis: 
Die Auftraggeberin wird ab einer Auftragssumme von EUR 30.000,00 netto für den Bietenden, der den Zuschlag erhalten soll, vor der Erteilung des Zuschlags gem. § 6 Abs. 1 Wettbewerbsregistergesetz (WRegG) bei der Registerbehörde abfragen, ob im Wettbewerbsregister Eintragungen zu diesem Bietenden gespeichert sind.

	IV. Technische Leistungsfähigkeit

	1
	Referenzen
Angaben des Bieters/der Bieterin über in den letzten drei Jahren erfolgter Lieferungen zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit. Es sind Referenzen über Lieferungen einzureichen, die dem hier zu vergebenden Auftrag hinsichtlich Artikel und Umfang ähneln.

Eine Ansprechperson beim jeweiligen Kunden ist mit Kontaktdaten anzugeben oder alternativ eine Bescheinigung vom jeweiligen Auftraggeber beizufügen
(falls Ausfüllfelder nicht ausreichen, auf gesondertem Blatt).

	
	Referenz 1
	           
(Referenzbezeichnung)
           
(Leistungszeit)
           
(Auftraggeber:in)
           
(Ansprechperson bei AG)
           
(Funktion der Ansprechperson)
           
(Tel.-Nr. der Ansprechperson) 
           
(E-Mail der Ansprechperson) 
EUR              
(Auftragswert brutto)

Kurzbeschreibung der Referenz:
     

	
	Referenz 2
	           
(Referenzbezeichnung)
           
(Leistungszeit)
           
(Auftraggeber:in)
           
(Ansprechperson bei AG)
           
(Funktion der Ansprechperson)
           
(Tel.-Nr. der Ansprechperson) 
           
(E-Mail der Ansprechperson) 
EUR              
(Auftragswert brutto)

Kurzbeschreibung der Referenz:
     

	
	Referenz 3
	           
(Referenzbezeichnung)
           
(Leistungszeit)
           
(Auftraggeber:in)
           
(Ansprechperson bei AG)
           
(Funktion der Ansprechperson)
           
(Tel.-Nr. der Ansprechperson) 
           
(E-Mail der Ansprechperson) 
EUR              
(Auftragswert brutto)

Kurzbeschreibung der Referenz:
     

	2
	Digitale Fotos
	Kostenlose Stellung digitaler Fotos der angebotenen Produkte im Standardformat, z.B. JPG. BMP, etc. möglich?
☐ ja
☐ nein, Begründung:      

	V. Bietergemeinschaften und Unterauftragnehmer

	Das Angebot wird abgegeben durch:
☐ den Bieter/die Bieterin als Einzelunternehmen
☐ eine Bietergemeinschaft:
Name der Bietergemeinschaft:       
Name des bevollmächtigten Vertreters:      
☐ mit Nachunternehmen
für folgende Teilleistungen:      
Wir verpflichten uns,
· die Nachunternehmer mit gesonderter Anlage – die Angebotsbestandteil wird – im Einzelnen auf Nachfrage der Auftraggeberin vor Zuschlagserteilung zu benennen. Die zum Nachweis der Eignung der Nachunternehmer notwendigen Nachweise fügen wir bei.
· auf Nachfrage der Auftraggeberin – auch im Laufe des Vergabeverfahrens – den Namen der Nachunternehmer für die vorgenannten Teilleistungen zu benennen.

	VI. Preisangebot

Die Preisangaben sind im Leistungsverzeichnis vorzunehmen.





	VII. Integritätserklärung (Bestätigung mit Abgabe dieses Formulars in Textform im Rahmen dieses Vergabeverfahrens)
Hiermit verpflichten wir uns zur Beachtung folgender Grundsätze: 
1. Wir werden der Auftraggeberin weder im Verfahren noch bei einer eventuellen Durchführung ihren mit der Vergabe oder Durchführung des Auftrags befassten Mitarbeiter:innen oder einem Dritten irgendwelche Leistungen materieller oder immaterieller Art, die die öffentliche Auftraggeberin oder ihre Mitarbeiter:innen besser stellt und auf die kein rechtlich begründeter Anspruch besteht, anbieten, versprechen oder gewähren. 
2. Wir werden im Verfahren mit anderen Anbietern keine unzulässigen Absprachen unter Verstoß gegen die einschlägigen Bestimmungen der Vergabeverordnung (VgV), des MiLoG, des UWG, des GWB, des Gesetzes zur Bekämpfung von Korruption sowie des StGB treffen. Hierzu zählen insbesondere Absprachen über Preise oder Preisbestandteile, verbotene Preisempfehlungen, die Beteiligung an Empfehlungen oder Absprachen über die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten oder ähnliches. 
3. Wir werden im Vergabeverfahren jeden uns bekannt werdenden oder drohenden Interessenkonflikt für das vorliegende Verfahren unverzüglich nach Bekanntwerden der Auftraggeberin anzeigen.
4. Wir verpflichten uns zur Einhaltung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 in der jeweils geltenden Fassung, sofern unsere Leistungserbringung dessen Geltungsbereich unterfällt. 
Die oben beschriebenen Verpflichtungen haben wir entsprechend an alle unsere mit dem Verfahren befassten Mitarbeiter und Nachunternehmer weitergegeben.
Wir bestätigen, dass für unser Unternehmen, unsere Nachunternehmer und die für die Durchführung vorgesehenen Personen keine Ausschlussgründe gemäß §§ 123, 124 GWB oder nach Maßgabe von § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindestlohngesetzes, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2959) vorliegen.

	VIII. Verpflichtungserklärung zur Tariftreue und zur Zahlung eines Mindestlohnes gemäß § 3 Hamburgisches Vergabegesetz
Die Auftraggeberin wendet diese Regelung analog an und vergibt Aufträge über Bauleistungen und andere Dienstleistungen sowie Dienstleistungskonzessionen nur an Auftragnehmer, die sich bei Angebotsabgabe schriftlich, per Telefax oder in Textform mithilfe elektronischer Mittel dazu verpflichten, 
1. ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung dieser Leistungen ein Entgelt zu zahlen, das in Höhe und Modalitäten mindestens den Vorgaben desjenigen Tarifvertrages entspricht, an den das Unternehmen auf Grund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden ist (§ 3 Abs. 1 HmbVgG). Entsprechendes gilt für die Beachtung des Tarifvertragsgesetzes, Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer gesetzlicher Bestimmungen über Mindestentgelte. 
1. ihren Beschäftigten (ohne Auszubildende) für die Ausführung der Leistung aber mindestens ein Entgelt nach § 1 Abs. 2 des Mindestlohngesetzes (MiLoG), in der jeweils geltenden Fassung zu zahlen, soweit die Leistung im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland erbracht wird (§ 3 Abs. 2 HmbVgG). 
1. im Fall der Arbeitnehmerüberlassung im Sinne des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes dafür zu sorgen, dass die Verleiher den Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern bei der Ausführung de Leistung das gleiche Arbeitsentgelt gewähren wie vergleichbaren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern des Entleihers (§ 3 Abs. 3 HmbVgG).
1. Soweit Leistungen auf Nachunternehmer übertragen werden, hat sich der Auftragnehmer zu verpflichten, den Nachunternehmern die Pflicht zur Zahlung des Mindestlohns aufzuerlegen (§ 5 Abs. 4 Nr. 4 HmbVgG).

Der Auftragnehmer / Anbieter erklärt hiermit:
Ich verpflichte mich / wir verpflichten uns zur Einhaltung des Tarifvertragsgesetzes, des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer gesetzlicher Bestimmungen über Mindestentgelte.
1. Im Falle der Auftragsausführung durch Beschäftigte eines Verleihers veranlasse ich / veranlassen wir, dass der Verleiher seinen Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung das gleiche Arbeitsentgelt gewährt wie vergleichbaren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern meines / unseres Unternehmens. 
1. Im Falle der Übertragung von Leistungen auf Nachunternehmer verpflichte ich mich / verpflichten wir uns, dem Nachunternehmer die Pflicht aufzuerlegen, seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) für die Ausführung der für diesen öffentlichen Auftrag erforderlichen Leistung mindestens eine Vergütung in Höhe des Entgelts nach § 1 Abs. 2 des Mindestlohngesetzes (MiLoG, z.Zt. 12,41 €), zu zahlen. Die Einhaltung dieser Vorgaben werden von mir / uns kontrolliert (§ 5 Abs. 4 Nr. 4 HmbVgG).
1. Ich habe / Wir haben die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 HmbVgG in Verbindung mit dem MiLoG, sowie die möglichen Sanktionen gemäß § 11 HmbVgG bei schuldhafter Nichterfüllung der Verpflichtungen aus § 3 Abs. 2 HmbVgG in der jeweils geltenden Fassung zur Kenntnis genommen (Vertragsstrafe, sofern vereinbart; fristlose Kündigung des Vertrages oder Rücktritt vom Vertrag) und bestätige/n dies mit meiner / unserer Unterschrift.

Alternativ hierzu kann der Auftragnehmer erklären:
☐ 	Ich erkläre hiermit, dass ich keine Mitarbeiter beschäftige und daher nicht an das Mindestlohngesetz gebunden bin.

	IX. Eigenerklärung zu Russland
Die nachfolgende Erklärung gebe/n ich/wir verbindlich mit der Einreichung unseres Angebotes ab (ggf. zugleich in Vertretung für die lt. Angebot Vertretenen auch für diese):
1.	Der / die Bieter gehört / gehören nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 16 der Verordnung (EU) 2025/2033 des Rates vom 23. Oktober 2025 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren,
genannten Personen oder Unternehmen, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift aufweisen, 
a) durch die russische Staatsangehörigkeit des Bieters oder die Niederlassung des Bieters in Russland,
b) durch die Beteiligung einer natürlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, am Bieter über das Halten von Anteilen im Umfang von mehr als 50%,
c) durch das Handeln der Bieter im Namen oder auf Anweisung von Personen oder Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a und/oder b zutrifft.
2.	Die am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, beteiligten Unternehmen, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, gehören ebenfalls nicht zu dem in der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift.
3.	Es wird bestätigt und sichergestellt, dass auch während der Vertragslaufzeit keine Unternehmen als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, eingesetzt werden, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, welche zu dem in der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift gehören.
Artikel 5k der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 16 der Verordnung (EU) 2025/2033 des Rates vom 25. Oktober 2025 lautet wie folgt:
[bookmark: _Hlk100674991](1)  Es ist verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe sowie unter Artikel 10 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 6 Buchstaben a bis e, Absatz 8, Absatz 9 und Absatz 10 und die Artikel 11, 12, 13 und 14 der Richtlinie 2014/23/EU, unter die Artikel 7 und 8, Artikel 10 Buchstaben b bis f und h bis j der Richtlinie 2014/24/EU, unter Artikel 18, Artikel 21 Buchstaben b bis e und g bis i, Artikel 29 und Artikel 30 der Richtlinie 2014/25/EU und unter Artikel 13 Buchstaben a bis d, f bis h und j der Richtlinie 2009/81/EG fallen, an folgende Personen, Organisationen oder Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen weiterhin zu erfüllen:
a)  russische Staatsangehörige oder in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen,
b)  eine juristische Person, Organisation oder Einrichtung, deren Eigentumsrechte direkt oder indirekt zu mehr als 50 % im Eigentum einer der in Buchstabe a dieses Absatzes genannten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen stehen; oder"
c)  natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln,
auch solche, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden.
(2)  Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Vergabe oder die Fortsetzung der Erfüllung von Verträgen genehmigen, die bestimmt sind für
a)  den Betrieb ziviler nuklearer Kapazitäten, ihre Instandhaltung, ihre Stilllegung, die Entsorgung ihrer radioaktiven Abfälle, ihre Versorgung mit und die Wiederaufbereitung von Brennelementen und die Weiterführung der Planung, des Baus und die Abnahmetests für die Indienststellung ziviler Atomanlagen und ihre Sicherheit sowie die Lieferung von Ausgangsstoffen zur Herstellung medizinischer Radioisotope und ähnlicher medizinischer Anwendungen, kritischer Technologien zur radiologischen Umweltüberwachung sowie für die zivile nukleare Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich Forschung und Entwicklung,
b)  die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei Raumfahrtprogrammen,
c)  die Bereitstellung unbedingt notwendiger Güter oder Dienstleistungen, wenn sie ausschließlich oder nur in ausreichender Menge von den in Absatz 1 genannten Personen bereitgestellt werden können,
d)  die Tätigkeit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Union und der Mitgliedstaaten in Russland, einschließlich Delegationen, Botschaften und Missionen, oder internationaler Organisationen in Russland, die nach dem Völkerrecht Immunität genießen.
e)  den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Erdgas und Erdöl, einschließlich raffinierter Erdölerzeugnisse, sowie von Titan, Aluminium, Kupfer, Nickel, Palladium und Eisenerz aus oder durch Russland in die Union, oder
f)  den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Kohle und anderen festen fossile Brennstoffen, die in Anhang XXII aufgeführt sind, bis 10. August 2022.
(3)  Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.
(4)  Die Verbote gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Erfüllung — bis zum 10. Oktober 2022 — von Verträgen, die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden.




X. Weitere Angaben
	
	Wir bestätigen im Übrigen hiermit / Uns ist bewusst, dass 
· die Erfüllung der Leistungsbeschreibung vollumfänglich Gegenstand dieses Angebots ist. Insbesondere erfüllen wir die gewerberechtlichen Voraussetzungen für die Ausführung der angebotenen Leistung. Die Ausführung der in der Leistungsbeschreibung beschriebenen Leistungen bieten wir hiermit zu den angegebenen Preisen an. 
· dem Angebot die in den Vergabeunterlagen mitgeteilten Bewerbungs- und Vergabebedingungen sowie als vertragliche Grundlage der beigefügte Vertragsentwurf über Lieferleistungen zugrunde liegen. 
· wir uns an dieses Angebot bis zum 15. Dezember 2026 gebunden halten. 
· unsere AGB keine Anwendung finden.
· eine wissentlich falsche Erklärung den Ausschluss von dieser und von weiteren Ausschreibungen zur Folge haben kann. Wir versichern hiermit die Richtigkeit der über das Vergabeportal eingereichten Unterlagen.
· die von uns mitgeteilten personenbezogenen Daten für das Vergabeverfahren verarbeitet, gespeichert und ggf. nicht berücksichtigten Bietern mitgeteilt werden. Darüber hinaus versichern wir, dass wir die Einwilligungen der Betroffenen zur Weitergabe der personenbezogenen Daten insbesondere hinsichtlich der Referenzen (Namen und Kontaktdetails der Ansprechpartner) rechtmäßig eingeholt haben und kein Widerruf insoweit vorliegt.

Dieses Angebotsschreiben wird elektronisch über die Plattform verifiziert und ist ohne Unterschrift gültig. Mit der elektronischen Abgabe der Erklärung über das Vergabeportal gilt diese als unterschrieben. 
         , den                                                    
Ort, Datum                      	
[bookmark: Text34]Gez.       	
(Vor- und Nachname)

Falls abweichend zu Punkt I.2), Angabe der Kontaktdaten des Unterzeichners:
Tel.-Nr.: 	     	     
E-Mail:	 	     
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